
Im Jahre 1968 wurde zudem die Deutsche Kommu­
nistische Partei neu konstituiert, die einzige Partei in 
der BRD, die, von einer wissenschaftlichen Weltanschau­
ung geleitet, uneingeschränkt für den gesellschaftlichen 
Fortschritt kämpft. Damit war ein organisatorischer 
Kristallisationskem geschaffen, in dem sich die Ein­
heit von weltverändernder Theorie und Praxis ver­
körpert und von dem starke Impulse für ein unver­
fälschtes Kennenlernen der Klassiker des Marxismus- 
Leninismus wie für einen zielstrebigen Kampf um 
Demokratie und Sozialismus in allen Bereichen des ge­
sellschaftlichen Lebens nicht zuletzt unter der arbeiten­
den und studierenden Jugend auszugehen begannen 
und den Prozeß der Bewußtwerdung gerade bei jungen 
Menschen im Vergleich zur vorherigen Situation erfreu­
lich voranbrachten./9/
Das waren einige wesentliche auslösende Faktoren, die 
bewirkten, daß man einen massiven Riegel vorschieben 
wollte, „als ein großer Teil der in der studentischen 
Revolte kritisch gewordenen jungen Generation begon­
nen hat, ihre Examina zu machen und vorher lediglich 
gefühlsbetonte, antikapitalistische Vorstellungen in stra­
tegische Ziele zu übersetzen“./10/
Der innenpolitische Aspekt ist selbstredend nicht von 
dem außenpolitischen zu trennen. Die von der SPD- 
FDP-Koalition eingeleitete, als „neue Ostpolitik“ be- 
zeichnete Kursänderung, die von allen Friedensfreun­
den begrüßt und von der CDU/CSU-Opposition wütend 
attackiert wurde, hatte die „unangenehme“ Konsequenz, 
daß das konservierte antikommunistische Feindbild sich 
in den Augen großer Bevölkerungsteile sichtlich zu trü­
ben anfing. Der Bundesverband der Deutschen Indu­
strie, einer der Spitzenverbände des BRD-Monopolkapi- 
tals, beklagte in einem Brief an alle westdeutschen 
Kultusminister im April 1971 ein „Nachlaissen des emo­
tionalen Antikommunismus“./II/ Die Realitäten in den 
Ländern der sozialistischen Staatengemeinschaft, die 
von ihnen betriebene Politik der Entspannung und 
Zusammenarbeit auf internationaler Ebene, die zwangs­
läufig mehr ins Blickfeld der Öffentlichkeit rückten, 
deckten sich einfach nicht mit den primitiven Zerrbil­
dern des lebendigen Sozialismus aus den Alchimisten­
küchen der imperialistischen Propaganda. Die Berufs­
verbotsbeschlüsse waren dazu ausersehen, den antikom­
munistischen Popanz zu restabilisieren.
Deshalb gilt die generelle Feststellung, daß die Politik 
der Berufsverbote eine Reaktion auf das Scheitern der 
Politik der Stärke nach innen und außen und auf das 
veränderte Kräfteverhältnis in der Welt ist, der ver­
zweifelte, aber immer aussichtslosere Versuch reaktio­
närer Kräfte, verlorengegangenes Terrain zurückzuge- 
winnen./12/

Tradition der Reaktion
In anderen, ebenfalls der „Europäischen Gemeinschaft“ 
angehörenden Ländern, wie Frankreich und Italien, 
gibt es keine derartige umfassende Berufsverbotspraxis. 
Das heißt nicht, daß es für Kommunisten und andere 
Demokraten nicht Behinderungen geben könnte und
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auch gibt, in den Staatsdienst zu gelangen. Doch die 
gegenwärtige diesbezügliche Lage ist nicht entfernt mit 
der in der BRD vergleichbar. Der Pariser Professor für 
politische Wissenschaft Alfred G r o s s e r  bemerkte zur 
Bonner „Bekämpfung des Linksradikalismus“, sie hätte 
„Formen angenommen, die, von Frankreich aus gesehen, 
erschreckend sind“./13/
Fragt man nach den Ursachen für dieses unterschied­
liche Verhalten, so dürfte aktuell sicherlich die Vor­
posten-Ideologie des BRD-Imperialismus von Belang 
sein, die ein Reflex des durch den zweiten Weltkrieg 
erlittenen Machtverlustes ist, der von Jahr zu Jahr 
durch die unmittelbare Konfrontation mit dem Auf­
bau der entwickelten sozialistischen Gesellschaft in der 
DDR viel nachhaltiger empfunden wird als in anderen 
Ländern Westeuropas das sich zunehmend zugunsten 
des Sozialismus verändernde Kräfteverhältnis in der 
Welt überhaupt.
Aber diese Haltung, insbesondere alle Versuche, die 
„Verteidigungslinie“ der „freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung“ (lies: der bestehenden Machtverhält­
nisse) gegen die wissenschaftliche Weltanschauung der 
Arbeiterklasse und ihre gesellschaftlich-politische Um­
setzung „vorzuverlegen“, kann zureichend nur histo­
risch erfaßt werden, indem man die tieferliegenden 
Wurzeln einer solchen spezifischen Unterdrückungs­
politik freilegt.
Es gibt in der BRD kein treffenderes Demonstrations­
objekt für das Anknüpfen an fortschrittsfeindliche Tra­
ditionen aus dem 19. und dem 20. Jahrhundert, das die 
Kontinuität des obrigkeitsstaatlichen Denkens in 
Freund-Feind-Kategorien zeigt, als die Politik der Be­
rufsverbote. Die Berufsverbotsbeschlüsse und ihre Prak- 
tizierung in der BRD haben historische Vorläufer, Vor­
bilder, die böse Erinnerungen wecken./14/ Stationen 
sind die „Karlsbader Beschlüsse“ von 1819, die die 
Handhabe für die „Demagogen-Verfolgungen“ lieferten, 
der Kölner Kommunistenprozeß von 1852, der die Entfal­
tung der Arbeiterbewegung als selbständige revolutio­
näre Kraft aufhalten sollte, und das Bismarcksche „Ge­
setz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der 
Sozialdemokratie“ von 1878.
Eine der ersten Maßnahmen des Hitlerfaschismus war 
das „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamten­
tums“ vom 7. April 1933 (RGBL I S. 175), wonach „Be­
amte, die nach ihrer bisherigen Betätigung nicht die 
Gewähr dafür bieten, daß sie jederzeit rückhaltlos für 
den nationalen Staat eintreten“, aus dem Dienst ent­
lassen werden konnten (§ 4). Hatten sich Sozialdemokra­
ten zunächst noch der Illusion hingegeben, nur Kom­
munisten würden betroffen sein, so wurden sie rasch 
eines Schlechteren belehrt. In dem durch Ergänzungs­
gesetz vom 20. Juli 1933 eingefügten § 2a Abs. 2 hieß 
es: „Zu entlassen sind auch Beamte, die sich in Zukunft 
im marxistischen (kommunistischen oder sozialdemo­
kratischen) Sinne betätigen.“ Der Kreis der Gemaß- 
regelten, von denen viele ins KZ kamen und ermordet 
wurden, ging bekanntlich über Kommunisten, Sozial­
demokraten und Juden weit hinaus.
Die Wiedererrichtung des deutschen Imperialismus auf 
dem Gebiet der BRD schloß die Unterordnung des 
Staatsapparates unter dessen Interessen ein. Ein Jahr 
nach Bildung der BRD erließ die Adenauerregierung 
einen Beschluß vom 19. September 1950 über die „Poli­
tische Betätigung von Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes gegen die demokratische Ordnung“ (GMB1.
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